
Beiblatt zur Informationsbroschüre 

 �Praxis in NRW. Insolvenzsicherung von Arbeitszeitguthaben� 

 

Achtung! Änderung bei den gesetzlichen Rahmenbedingungen (siehe S. 14 ff) 

 
Zum 1. August 2003 hat der Gesetzgeber eine Änderung der Insolvenzschutzregelung im § 7d SGB IV vorge-
nommen. Die neue Regelung lautet (Änderungen hervorgehoben): 

 
§ 7d Insolvenzschutz 
 
(1) Die Vertragsparteien treffen (...) Vorkehrungen, die der Erfüllung der Wertguthaben einschließlich des auf 
sie entfallenden Arbeitgeberanteils am Gesamtsozialversicherungsbeitrag bei Zahlungsunfähigkeit des Arbeitge-
bers dienen, soweit 
 
1. ein Anspruch auf Insolvenzgeld nicht besteht und 
2. das Wertguthaben des Beschäftigten einschließlich des darauf entfallenden Arbeitgeberanteils am Gesamt-

sozialversicherungsbeitrag einen Betrag in Höhe des Dreifachen der monatlichen Bezugsgröße und der ver-
einbarte Zeitraum, in dem das Wertguthaben auszugleichen ist, 27 Kalendermonate nach der ersten Gut-
schrift übersteigt; in einem Tarifvertrag oder auf Grund eines Tarifvertrages in einer Betriebsvereinbarung 
kann ein von dem Dreifachen der monatlichen Bezugsgröße abweichender Betrag des Wertguthabens 
und ein von 27 Kalendermonaten abweichender Zeitraum vereinbart werden. 

 
(2) Absatz 1 findet keine Anwendung gegenüber dem Bund, einem Land oder einer juristischen Person des öf-
fentlichen Rechts, bei der das Insolvenzverfahren nicht zulässig ist. 
 
(3) Der Arbeitgeber hat die Beschäftigten alsbald über die Vorkehrungen zum Insolvenzschutz in geeigneter 
Weise schriftlich zu unterrichten, wenn Wertguthaben die in Absatz 1 Nr. 2 genannten Voraussetzungen 
erfüllen. 

 

Zu den bisherigen Regelungen wird es nun auch möglich, dass die Tarifvertragsparteien vom Wertguthabenbe-

trag abweichen können und nicht wie bisher nur vom Zeitraum. Zusätzlich wurde eine Informationspflicht für 

den Arbeitgeber gegenüber den betroffenen Beschäftigten eingeführt. Erfüllen die Wertguthaben die Bedingun-

gen zur Insolvenzsicherung, so hat der Arbeitgeber sofort (ohne schuldhaftes Verzögern) über die Vorkehrungen 

zum Insolvenzschutz schriftlich zu berichten. 

 

Änderung im Altersteilzeitgesetz! 

Im Zuge der Hartz-Gesetzgebung hat die Bundesregierung zum 01.01. 2004 auch im Altersteilzeitgesetz eine 

Insolvenzsicherung verankert (§8a ATG). Diese gesetzliche Regelung ist um einiges umfangreicher als der § 7d 

SGB IV und für alle Altersteilzeitverträge, die nach dem 30.06.2004 abgeschlossen werden, anzuwenden. Die 

Regelung ist auf der Rückseite aufgeführt. 

 



§ 8a 

Insolvenzsicherung 

(1) Führt eine Vereinbarung über die Altersteilzeitarbeit im Sinne von § 2 Abs. 2 zum Aufbau eines Wertgutha-

bens, das den Betrag des Dreifachen des Regelarbeitsentgeltes nach § 6 Abs. 1 einschließlich des darauf entfal-

lenden Arbeitgeberanteils am Gesamtsozialversicherungsbeitrag übersteigt, ist der Arbeitgeber verpflichtet, das 

Wertguthaben einschließlich des darauf entfallenden Arbeitgeberanteils am Gesamtsozialversicherungsbeitrag 

mit der ersten Gutschrift in geeigneter Weise gegen das Risiko seiner Zahlungsunfähigkeit abzusichern. Bilanzi-

elle Rückstellungen sowie zwischen Konzernunternehmen (§ 18 Aktiengesetz) begründete Einstandspflichten, 

insbesondere Bürgschaften, Patronatserklärungen oder Schuldbeitritte, gelten nicht als geeignete Sicherungsmit-

tel im Sinne des Satzes 1. 

(2) Bei der Ermittlung der Höhe des zu sichernden Wertguthabens ist eine Anrechnung der Leistungen nach § 3 

Abs. 1 Nr. 1 Buchstabe a und b und § 4 Abs. 2 sowie der Zahlungen des Arbeitgebers zur Übernahme der Bei-

träge im Sinne des § 187a des Sechsten Buches Sozialgesetzbuch unzulässig.  

(3) Der Arbeitgeber hat dem Arbeitnehmer die zur Sicherung des Wertguthabens ergriffenen Maßnahmen mit 

der ersten Gutschrift und danach alle sechs Monate in Textform nachzuweisen. Die Betriebsparteien können eine 

andere gleichwertige Art und Form des Nachweises vereinbaren; Absatz 4 bleibt hiervon unberührt. 

(4) Kommt der Arbeitgeber seiner Verpflichtung nach Absatz 3 nicht nach oder sind die nachgewiesenen Maß-

nahmen nicht geeignet und weist er auf schriftliche Aufforderung des Arbeitnehmers nicht innerhalb eines Mo-

nats eine geeignete Insolvenzsicherung des bestehenden Wertguthabens in Textform nach, kann der Arbeitneh-

mer verlangen, dass Sicherheit in Höhe des bestehenden Wertguthabens geleistet wird. Die Sicherheitsleistung 

kann nur erfolgen durch Stellung eines tauglichen Bürgen oder Hinterlegung von Geld oder solchen Wertpapie-

ren, die nach § 234 Abs. 1 und 3 des Bürgerlichen Gesetzbuchs zur Sicherheitsleistung geeignet sind. Die Vor-

schriften der §§ 233, 234 Abs. 2, §§ 235 und 239 des Bürgerlichen Gesetzbuchs sind entsprechend anzuwenden. 

(5) Vereinbarungen über den Insolvenzschutz, die zum Nachteil des in Altersteilzeitarbeit beschäftigten Arbeit-

nehmers von den Bestimmungen dieser Vorschrift abweichen, sind unwirksam. 

(6) Die Absätze 1 bis 5 finden keine Anwendung gegenüber dem Bund, den Ländern, den Gemeinden, Körper-

schaften, Stiftungen und Anstalten des öffentlichen Rechts, über deren Vermögen die Eröffnung eines Insol-

venzverfahrens nicht zulässig ist sowie solchen juristischen Personen des öffentlichen Rechts, bei denen der 

Bund, ein Land oder eine Gemeinde kraft Gesetzes die Zahlungsfähigkeit sichert. 

 


